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Landeswohlfahrtsverband Hessen, Postfach 10 24 07, 34024 Kassel

E-Mail an: j.decker@ltg.hessen.de 
m.becker@ltg.hessen.de

Herrn
Jonas Decker
Hessischer Landtag
Postfach 3240
65022 Wiesbaden

Landeswohlfahrtsverband Hessen
Der Kommunalverband der hessischen
Kreise und kreisfreien Städte

Der Verwaltungsausschuss
Fachbereich Finanzen

Datum 16.10.2026
Auskunft Frau Müller
Telefon 0561 1004 2378
E-Mail anika.mueller@lwv-hessen.de
Zimmer 109
Zeichen 106.0-400.01.04(2027)

Nachrichtlich:
Herrn
Vorsitzenden des Haushaltsausschusses 
des Hessischen Landtags
Bernd Erich Vohl
Schlossplatz 1 -3
65183 Wiesbaden

Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über die Feststellung des Haushalts­
plans des Landes Hessen für das Haushaltsjahr 2027 (Haushaltsgesetz 2027) 
- Drucks. 21/5178-

Sehr geehrter Herr Decker,
sehr geehrte Damen und Herren,

gerne möchten wir an der Anhörung zum Haushaltsentwurf des Landes Hessen für das Jahr 2027 
im Rahmen des laufenden Haushaltsberatungsverfahrens am 04.11.2026 teilnehmen. Herr Bei­
geordneter Dieter Schütz wird als Kämmerer des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen diesen 
Termin wahrnehmen.

Die im Entwurf vorgesehene Anhebung der FAG-Zuweisung nach § 35 HFAG von 180 Millionen 
Euro im Jahr 2026 auf 185 Millionen Euro im Planungsjahr 2027 ist auf den ersten Blick eine 
positive Nachricht. Bei genauerer Betrachtung verdeutlicht sie jedoch die fortschreitende Ent­
kopplung zwischen der Entwicklung der FAG-Zuweisung und der tatsächlichen Kostenentwick­
lung beim Landeswohlfahrtsverband Hessen. Die nominelle Erhöhung um konstant 5 Millionen 
Euro bedeutet für das Jahr 2027 einen Zuwachs von nur noch 2,78 Prozent (nach 2,86 Prozent 
im Jahr 2026). Durch diese starre Deckelung verliert die Zuweisung von Jahr zu Jahr spürbar an 
relativer Dynamik.

Seit dem Inkrafttreten der dritten Reformstufe des Bundesteilhabegesetzes steigen die Aufwen­
dungen des LWV Hessen in der Eingliederungshilfe um durchschnittlich 6,57 Prozent pro Jahr, 
während sich die FAG-Zuweisung im selben Zeitraum im Schnitt nur um rund 3,1 Prozent erhöhte.
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Da sich die Kostensteigerungen in der Eingliederungshilfe trotz aller intensiven Konsolidierungs­
bemühungen des Verbandes auch in den kommenden Jahren mindestens auf diesem Niveau 
bewegen werden, verlagern sich die finanziellen Lasten der Bundesgesetzgebung zunehmend 
auf die Mitgliedskörperschaften des LWV Hessen.

Nach der mittelfristigen Finanzplanung des LWV Hessen zum Haushalt 2026 ist schon heute 
absehbar, dass sich der Umlagebedarf der Landkreise und kreisfreien Städte im Jahr 2027 bereits 
auf 2,33 Milliarden Euro belaufen wird. Für die Folgejahre rechnet der Verband für 2028 mit knapp 
2,47 Milliarden Euro und für 2029 bereits mit einem Umlagebedarf von über 2,6 Milliarden Euro. 
Die aus eigener Kraft aufgebrachte Liquiditätsrückgabe zur Entlastung unserer Träger wird mit 
einer Gesamtsumme von 200 Mio. Euro in monetärer und zeitlicher Hinsicht lediglich eine be­
grenzte Wirkung entfalten können.

Vor diesem Hintergrund erneuern wir ausdrücklich unsere bereits im vergangenen Jahr im Rah­
men der Anhörung vorgetragenen Bedenken. Sie gelten unverändert fort und deren Dringlichkeit 
hat sich sogar weiter verschärft. Um speziell die stark strapazierten Schultern der im System als 
abundant geltenden Kommunen zu entlasten, aber auch um die erforderlichen Investitionen aus 
unseren Kernaufgaben tragen zu können, nimmt die Finanzzuweisung nach § 35 HFAG eine 
essenzielle Rolle ein. Die bis zum Jahr 2028 beabsichtigte Überprüfung der Art und Weise dieser 
Finanzzuweisung sollte im Ergebnis deren Fortführung und adäquate Dynamisierung gewährleis­
ten. Ein reines Umschichten dieser Mittel in die allgemeinen Schlüsselzuweisungen der Land­
kreise und kreisfreien Städte würde die Systematik und Wirkungsweise dieser Zuweisung grund­
legend aushebeln. Der LWV Hessen müsste die fehlenden 185 Millionen Euro vollumfänglich 
über eine drastische Anhebung der Verbandsumlage einfordern. Hierdurch würde eine exponen­
tiell überproportionale Kompensationswirkung zu Lasten unserer Träger entstehen, in Folge der 
Systematik im bisherigen System vor allem auf den ohnehin bereits stark belasteten Schultern 
der im KFA als abundant geltenden Kommunen.

Dies wiegt umso schwerer, als das Land Hessen selbst - wie vom Hessischen Ministerium der 
Finanzen im Rahmen der Beratungen im Oktober 2025 ausdrücklich bestätigt - die grundsätzli­
che Förderberechtigung des LWV Hessen für Investitionsmittel aus dem LuKIFG anerkannt hat. 
Dass der Verband bei der anschließenden Verteilung des kommunalen Anteils unberücksichtigt 
blieb, führt in der Praxis zu einer doppelten Schieflage. Der LWV Hessen muss dringende, 
dreistellige Millioneninvestitionen in seine überregionale Förderschul- und Klinikinfrastruktur (u. 
a. Vitos) aus eigenen Mitteln, ggfls. unter Zurückstellung von Projekten, auffangen. Dies baut 
einen enormen Investitionsstau auf und verhindert das Heben notwendiger Effizienzpotenziale 
durch betriebswirtschaftlich zielführende Maßnahmen.

Für den LWV Hessen hat die Finanzzuweisung nach § 35 HFAG weiterhin eine immense Bedeu­
tung für dessen praktische Arbeit und für die Versorgung von Menschen mit Behinderungen ins­
gesamt. Diese Mittel sind nicht nur eine finanzielle Hilfe, sondern Ausfluss der politischen Verant­
wortung, die das Land Hessen für die Teilhabe und Inklusion von Menschen mit Behinderungen 
übernimmt.

Der LWV Hessen muss daher auch im Zusammenhang mit der Anhörung zum Landeshaushalt 
darauf hinweisen, dass es dringend erforderlich ist, dass das Land Hessen in Zusammenarbeit 
mit dem LWV Hessen, den Landkreisen und kreisfreien Städten eine langfristige Lösung für eine 
nachhaltige Finanzierung der Behindertenhilfe entwickelt. Eine deutliche Aufstockung der Finanz­
zuweisung durch originäre Landesmittel wäre dabei aus Sicht des LWV Hessen der einzig trag­
fähige Weg, um die Umlagespitze für die hessischen Kommunen nachhaltig abzudämpfen und 
den LWV Hessen als verlässlichen Partner der kommunalen Familie abzusichern. Erforderlich ist 
dies auch zur Finanzierung der dem LWV Hessen übertragenen Landesaufgaben.

Ein weiteres dringendes Korrekturerfordernis besteht im Einzelplan 08 (Produkt 041) bei den Mit­
teln für das Landesgehörlosengeld und das Landestaubblindengeld. Auch diese Leistungen wer­
den vom LWV Hessen im Wege der Auftragsverwaltung für das Land ausgezahlt.
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Bereits im Haushaltsjahr 2026 erwies sich der veranschlagte Landesansatz von lediglich 7,0 Mil­
lionen Euro als nicht auskömmlich, nachdem der LWV Hessen haushaltsseitig bereits Aufwen­
dungen von 7,7 Millionen Euro (6,0 Mio. Euro Gehörlosengeld sowie 1,7 Mio. Euro Taubblinden­
geld) kalkulieren musste. Für das Haushaltsjahr 2027 verharren die Landesansätze im Entwurf 
erneut bei 7,0 Millionen Euro, während die tatsächlichen Aufwendungen beim LWV Hessen auf­
grund steigender Fallzahlen weiter anwachsen:

• Landesgehörlosengeld: ca. 6,5 Millionen Euro (für rund 3.030 berechtigte Personen),

• Landestaubblindengeld: ca. 2,0 Millionen Euro (für rund 122 berechtigte Personen),

• Tatsächlicher Gesamtbedarf 2027: 8,5 Millionen Euro.

Dies führt zu einen um 1,5 Millionen Euro zu niedrigen Haushaltsansatz im Landeshaushalt. In der 
Vergangenheit hat diese Praxis bereits zu erheblichen Zeitverzögerungen und Nachzahlungen bei 
den Kostenerstattungen an den LWV Hessen geführt, da dem Land die erforderlichen haushalts­
rechtlichen Ermächtigungen fehlten, um den Erstattungsverpflichtungen fristgerecht nachzukom­
men.

Für den LWV Hessen und die ihn finanzierenden Träger bedeutet dies, dass die kommunale Fa­
milie für originäre Landesleistungen in Vorfinanzierung treten muss und haushaltstechnische Ver­
zögerungen in Kauf nehmen soll. Um solche Erstattungsengpässe für das Haushaltsjahr 2027 so­
wie vorausschauend für 2028 nachhaltig zu vermeiden, ist eine sachgerechte Aufstockung des 
Ansatzes im Einzelplan 08 (Produkt 041) von 7,0 Millionen Euro auf mindestens 8,5 Millionen Euro 
zwingend erforderlich.

Darüber hinaus möchten wir erneut auf das Thema der systemwidrigen Leistungen hinweisen. 
Diese systemwidrigen Leistungen, die aufgrund von gesetzlichen Lücken,- restriktiven Bewilli­
gungspraxen anderer Kostenträger und/oder fehlenden Alternativen durch den LWV Hessen finan­
ziert werden müssen, belasten das Budget erheblich. Insgesamt sind im Jahr 2026 rund 140,0 Mio. 
Euro für Leistungen vorgesehen worden, die eigentlich nicht in die Zuständigkeit der Eingliede­
rungshilfe fallen. Zusätzlich übernimmt der LWV Hessen die Landesaufgaben aus dem Landes­
blindengeldgesetz (rd. 65,5 Mio. Euro p. a.), welche nicht, wie beispielsweise das Taubblindengeld, 
über den Landeshaushalt abgedeckt werden, sondern zu weiteren finanziellen Belastungen des 
LWV Hessen und damit auch der Kommunen führen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt betrifft den Vitos Konzern, der als einer der größten Krankenhausträ­
ger in unserem Bundesland in der Versorgung von Menschen mit Behinderungen sowie im Ge­
sundheitsbereich tätig ist. Der Vitos Konzern spielt eine zentrale Rolle bei der Versorgung von 
Menschen mit besonderen Bedürfnissen und ist maßgeblich an der Bereitstellung von Kranken­
häusern und spezialisierten Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen beteiligt. Auch im Be­
reich des Maßregelvollzugs übernimmt der Vitos Konzern Verantwortung für eine Vielzahl von Ein­
richtungen und Investitionen.

Im Jahr 2027 ist ein Investitionsvolumen von rund 30 Mio. Euro im Krankenhausbereich des Vitos- 
Konzerns geplant. Das derzeit ausgewiesene Investitionsvolumen stellt eine vorläufige Planungs­
größe dar. Im Zuge der konkreten Wirtschaftsplanung kann es noch zu einer Präzisierung des 
Betrages kommen. Es ist jedoch nicht von einer grundlegenden Veränderung der Größenordnung 
auszugehen. Vielmehr bewegt sich das Investitionsvolumen auf dem Niveau des vergangenen 
Jahres bzw. liegt nur moderat unter diesem und spiegelt weiterhin die Baukostensteigerungen und 
zunehmenden Anforderungen in der Patientenversorgung wider. Festzustellen ist allerdings

weiterhin, dass die Pauschalförderung trotz dieses hohen Investitionsvolumens auch für das Jahr 
2027 nicht angehoben wurde und die Zuweisung bei einem Betrag von 390 Mio. Euro bleibt.

Der Vitos Konzern sieht auch in den nächsten Jahren Investitionsbedarfe, welche deutlich über 
den fördermittelfinanzierten Volumen liegen. Trotz der immens gestiegenen Baukosten sind
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weitere Neubauten geplant als auch die laufende Sanierung und Instandhaltung der Areale; insbe­
sondere der denkmalgeschützten Gebäude. Diese Investitionen sind notwendig, um den Bedarfen 
der Patientinnen und Patienten gerecht zu werden und gleichzeitig die Gebäudeinfrastruktur auf 
dem neusten Stand zu halten. Die realen Bedarfe liegen dabei um ein Vielfaches höher als die 
vorgesehenen Mittel des Landeshaushaltes.

Auch an dieser Stelle müssen wir nochmals darauf hinweisen, dass der Vitos Konzern im Bereich 
der Krankenhäuser ebenfalls nicht am LuKIFG-Förderprogramm beteiligt wurde. Dies führt direkt 
zu einer grundhaften Benachteiligung des Vitos Konzerns gegenüber allen kommunal betriebenen 
Krankenhausbetrieben. Speziell für unsere Krankenhäuser und Kliniken stehen Investitionen an, 
welche zwingend eine wirtschaftliche und zukunftsfähige Behandlung psychisch kranker Men­
schen gewährleisten sollen. Auch für die Zukunft möchten wir damit erreichen, dass die im Vitos 
Konzern zusammengefassten Krankenhäuser und Kliniken weiterhin ohne jegliche finanzielle Un­
terstützung des LWV Hessen geführt werden. Wir möchten daher an dieser Stelle erneut betonen, 
dass es dem Vitos Konzern seit dessen Gründung bisher möglich war, für die ihm übertragene 
Behandlung psychisch kranker Menschen in seinen Gesellschaften keine Mittel der bei unseren 
Trägern zu erhebenden Verbandsumlage einzusetzen. Auf Dauer wird das nur möglich bleiben, 
wenn die Fördermittel des Landes Hessen deutlicher als bisher an die Investitionsbedarfe ange­
passt werden.

Auch im Bereich des Maßregelvollzuges besteht weiterhin ein erheblicher finanzieller Handlungs- 
und Investitionsbedarf. Der Etatansatz der Kostenerstattung zur Erfüllung der Aufgaben des Maß­
regelvollzugs liegt für 2027 bei 204,7 Mio. Euro, was einer Steigerung von 7,2 Mio. Euro entspricht. 
Der Durchschnittspflegesatz im Jahr 2027 wird auf 619 Euro pro Tag veranschlagt, dies stellt einen 
Anstieg gegenüber dem Vorjahr dar. Für Investitionen im Maßregevollzug sind wie im Vorjahr 56,8 
Mio. Euro geplant.

Abschließend möchten wir unser Bedauern zum Ausdruck bringen, dass mit dem Landeshaushalt 
2027 weiterhin keine Lösung zu einer Finanzierungsbeteiligung des Landes an den Kosten der 
Teilhabeleistungen in Hessen generiert wird. Dies gilt unabhängig von der Frage, welche Perso­
nengruppe nach den in Hessen zwischen dem LWV Hessen und seinen Trägern aufgeteilten Zu­
ständigkeiten betroffen ist.
Es bleibt weiterhin eine alleinige Aufgabe der kommunalen Familie in Hessen, diese gewaltige 
Aufgabe einer Finanzierung der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes zu schultern.

Wir danken Ihnen gleichwohl für die Möglichkeit zur Stellungnahme und hoffen, dass die im Haus­
halt vorgesehenen Mittel den realen Anforderungen und Bedürfnissen gerecht werden, um die 
Rechte und die Lebensqualität von Menschen mit Behinderungen nachhaltig zu sichern.

Mitfreundlichen Grüßen

Susanne Simmler
Ländesdirektorin Beigeordneter
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Kommunale Spitzenverbände in Hessen  

 
 
Hessischer Landtag 
Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses  
Herrn Bernd Erich Vohl MdL 
Nur elektronisch: 
m.becker@ltg.hessen.de 
j.decker@ltg.hessen.de   
 

 

 

 

 

 

Anhörung zum Gesetzentwurf der Landesregierung für ein 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2027 (Haushaltsgesetz 2027), Drucks. 21/5178 
      

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Damen und Herren,  

 

wir danken herzlich für die eingeräumte Gelegenheit zur Stellungnahme zu o.g. 

Gesetzentwurf. An der mündlichen Anhörung am 4.11.2026 werden teilnehmen: 

- für den Hessischen Städtetag: Direktor Holger Hinkel und Referentin Amy Fritsche, 

- für den Hessischen Städte- und Gemeindebund: Geschäftsführer Dr. David Rauber, 

- für den Hessischen Landkreistag: Geschäftsführer Dr. Michael Koch. 

 

Im Rahmen der vorbereitenden schriftlichen Stellungnahme führen wir aus: 

Die Finanzzuweisungen an die Städte, Gemeinden, Landkreise und den 

Landeswohlfahrtsverband werden den Anforderungen, die sich aus deren Finanz- und 

Haushaltslage ergeben nicht gerecht. Die hessischen Kommunen sind vielmehr in einer 

extrem angespannten finanziellen Lage. Diese Lage erfordert sehr viel weitergehende 

finanzielle und politische Unterstützung für die kommunale Familie. 

 
 
 
Hessischer Landkreistag 
Frankfurter Straße 2 
65189 Wiesbaden 

Telefon (0611) 17 06-0 
Telefax (0611) 17 06-27 
info@hlt.de 
www.hlt.de 

 
Hessischer Städtetag 
Frankfurter Straße 2 
65189 Wiesbaden 

Telefon (0611) 17 02-0 
Telefax (0611) 17 02-17 
posteingang@hess-staedtetag.de 
www.hess-staedtetag.de 

 
Hessischer Städte- und  
Gemeindebund 
Henri-Dunant-Straße 13 

63165 Mühlheim am Main 

Telefon (06108) 6001-0 
Telefax (06108) 6001-57 
hsgb@hsgb.de 
www.hsgb.de 

 
Datum: 21.10.2026 
Az. :   
 

mailto:m.becker@ltg.hessen.de
mailto:j.decker@ltg.hessen.de
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I. Vorweg: Letztverantwortung des Landes – Mitverantwortung im Bund  

„Die (Letzt-)Verantwortung für die Finanzausstattung der Kommunen trägt – als 

finanzverfassungsrechtliche Kehrseite der staatsorganisatorischen Zugehörigkeit der 

Kommunen zu den Ländern – das Land.“  

– so hat es der Staatsgerichtshof des Landes Hessen in seiner Alsfeld-Entscheidung vom 

21.5.2013 formuliert (Rn. 94 der bei lareda und juris veröffentlichten Fassung des Urteils mit 

Az. P.St. 2361). 

Bundespolitische Entscheidungen haben gleichwohl großen Einfluss auf die Finanzlage der 

hessischen Kommunen. Den landespolitisch Verantwortlichen muss klar sein: Soweit auf 

Bundesebene finanzielle Belastungen für die kommunale Ebene bestellt werden, wird das 

die finanzielle Letztverantwortung des Landes immer dann strapazieren, wenn der Bund 

seine Bestellung nicht oder nicht vollständig bezahlt.  

Der Bund hat die Steuerausfälle der Kommunen infolge des Gesetzes für ein steuerliches 

Investitionssofortprogramm im Jahr 2025 pauschal durch eine Erhöhung des 

Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer in den Jahren, in denen diese Steuerausfälle 

voraussichtlich eintreten ausgeglichen. Dies ist auch durch den Einsatz des Landes auf der 

Bundesebene so umgesetzt worden. Das darf keine Eintagsfliege bleiben. 

Wir fordern daher vom Land erneut, wie im am 6.2.2026 geschlossenen Zukunftspakt 

vereinbart  

• bundesgesetzlich verursachten Mehrbelastungen der kommunalen Ebene 

nachdrücklich entgegenzutreten und 

• eine strukturelle Verbesserung der Kommunalfinanzen über eine Erhöhung der 

Gemeindeanteile an Einkommen- und / oder Umsatzsteuer zu initiieren. 

 

II. Finanzlage  

Die Finanzlage der kommunalen Familie insgesamt und der kreisangehörigen Städte und 

Gemeinden ist weiterhin extrem schlecht. So verzeichneten die hessischen Kommunen 

2025 erneut einen stark negativen Finanzierungssaldo. Dieser wäre noch schlechter 

ausgefallen, wenn das Land nicht Ende 2025 eine Soforthilfe von 300 Mio. Euro an Städte, 

Gemeinden und Landkreise geleistet hätte (Quelle: Hess. Statistisches Landesamt, Tabelle 

Finanzierungssalden der Kernhaushalte der hessischen Gemeinden und 

Gemeindeverbände 2016 bis 2025, April 2026, eigene Aufbereitung der Geschäftsstelle des 

HSGB). 
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2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Mio. Euro 

+406,5 +934,8 +757,4 +168,1 +276,3 +412,6 +41,4 -597,1 -2480,1 -2438,0 

 

In den Jahren 2020 bis 2023 erfolgten unter unterschiedlichen Gesichtspunkten (insb. 

Ausgleich von Steuerausfällen aufgrund der Corona-Pandemie, Bundes- und 

Landeszuweisungen zur Bewältigung hoher Zugangszahlen bei Flüchtlingen) erhebliche 

finanzielle Stützungsmaßnahmen von Bund und Land. Anderenfalls hätte sich der 

Finanzierungssaldo schon ab 2020 deutlich negativ entwickelt. Hieran wird deutlich, dass 

die kommunale Ebene seit Längerem strukturell unterfinanziert ist. 

Im Ländervergleich ist der in der amtlichen Finanzstatistik ausgewiesene 

Finanzierungssaldo in Hessen auch im ersten Halbjahr 2026 besonders negativ; pro Kopf 

der Bevölkerung betrachtet war der Finanzierungssaldo nur bei den Kommunen in 

Schleswig-Holstein negativer (eigene Berechnung und Darstellung auf Grundlage der 

Veröffentlichung Vierteljährliche Kassenergebnisse der kommunalen Haushalte – 

Kernhaushalte des Statistischen Bundesamts und der Bevölkerungsstände der 

Bundesländer zum 31.12.2025).  

 

 

Innerhalb Hessens verzeichneten alle drei kommunalen Gruppen in den letzten Jahren stark 

negative Finanzierungssalden. Hierbei ist für den kreisangehörigen Bereich zu 

berücksichtigen, dass sich diese großen Finanzierungslücken sowohl bei den 

kreisangehörigen Städten und Gemeinden als auch bei den Landkreisen zeigen. 
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Erhöhungen der Kreisumlagen durch die Landkreise führen zu spiegelbildlichen Einbußen 

bei den zahlungsverpflichteten Städten und Gemeinden, so dass die finanzielle Decke im 

kreisangehörigen Bereich im Verhältnis zu den dort wahrgenommenen Aufgaben 

offensichtlich deutlich zu kurz ist. Die angespannte Finanzlage der Landkreise hat bereits 

zu einer erheblichen Mehrbelastung der kreisangehörigen Städte und Gemeinden geführt. 

So ist der kumulierte Hebesatz aus Kreis- und Schulumlage im hessenweiten Durchschnitt 

seit 2021 um rund 5,5 Prozentpunkte gestiegen. Hierdurch werden die kreisangehörigen 

Kommunen jährlich mit rund einer halben Milliarde Euro zusätzlich belastet. Ein 

perspektivischer Haushaltsausgleich der Landkreise allein über weitere 

Hebesatzerhöhungen würde zusätzliche Umlageeinnahmen in einer vergleichbaren 

Größenordnung erfordern. Ein solcher Weg ist angesichts der ebenfalls äußerst 

angespannten Finanzlage der kreisangehörigen Städte und Gemeinden und der 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur Pflicht der Landkreise, bei der 

Festsetzung der Kreisumlage den Finanzbedarf der umlagepflichtigen Gemeinden 

gleichrangig zu berücksichtigen, praktisch und rechtlich kaum gangbar. Die bestehenden 

Finanzierungsdefizite lassen sich daher nicht durch eine weitere Umverteilung finanzieller 

Mittel innerhalb des kreisangehörigen Raums beheben. Vielmehr bedarf es einer 

substanziellen Verbesserung der Finanzausstattung durch das Land. 
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Aus dieser negativen finanziellen Entwicklung resultiert eine deutlich wachsende 

Verschuldung der kommunalen Ebene. So nahm die investive Verschuldung der 

Kommunen kontinuierlich zu.  

 

 

Auch die Liquiditäts- bzw. früher Kassenkredite sind wieder ein Thema. Die Erfolge von 

Kommunen und Land bei der Rückführung der Kassenkreditverschuldung der hessischen 

Kommunen durch das erfolgreiche Entschuldungsprogramm der HESSENKASSE stehen 

zunehmend wieder infrage: 

 

 

Dass sich im ersten Halbjahr 2026 der kommunale Finanzierungssaldo mit -2.076,4 Mio. 

Euro etwas weniger negativ als im Vorjahreszeitraum 2025 (-2.262,6 Mio. Euro) darstellte, 

hat mehrere Ursachen:  
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• Zum einen gab es für einige wenige Städte höhere Gewerbesteuereinnahmen mit 

der Folge, dass die kommunalen Einnahmen mit +5,0% insgesamt etwas stärker 

stiegen als die Ausgaben (+3,1%).  

• Diese Entwicklung ist aufgrund der ungleichmäßigen lokalen 

Gewerbesteuerentwicklung aber nur für einen kleineren Teil der Kommunen 

wirksam. Zum anderen verzeichneten die hessischen Kommunen stagnierende oder 

leicht sinkende Ausgaben für laufenden Sachaufwand (+1,0%) und für 

Sachinvestitionen (-0,4%).  

Die geringfügige Verbesserung der Finanzlage geht damit erneut zulasten der Substanz von 

öffentlicher Infrastruktur und kommunalem Vermögen. Die Zinsausgaben der Kommunen 

legten demgegenüber um 17,9%, die Personalausgaben um 6,4% und die Ausgaben für 

Soziale Leistungen um 5,9% zu. Dass die stark negative Finanzentwicklung eine weitere 

höhere Verschuldung forciert, zeigt das Wachstum der Nettokreditaufnahmen von 396,2 

Mio. Euro im ersten Halbjahr 2025 auf 567,1 Mio. Euro im ersten Halbjahr 2026. 

 

III. Haushaltslage 

Nach aktuellen Angaben des Hessischen Ministeriums des Innern, für Sicherheit und 

Heimatschutz (HMdI) haben die Städte, Gemeinden und Landkreise bereits 2025 den 

gesetzlichen Haushaltsausgleich nur noch durch Rückgriff auf Reserven darstellen 

können. 2026 verläuft die finanzielle Entwicklung weiterhin stark negativ, so dass diese 

Reserven vielerorts rasch verzehrt werden. Erhebungen des Hessischen Ministeriums des 

Innern, für Sicherheit und Heimatschutz zufolge stellte sich der Haushaltsausgleich für die 

Städte, Gemeinden und Landkreise 2025 nachvorläufigen Ergebnissen so dar: 
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Der jahresbezogene Ausgleich der Ergebnisrechnungen ist demnach bereits 2025 nur 

noch einer Minderheit der Städte, Gemeinden und Landkreise gelungen. Die 

Inanspruchnahme von Rücklagen führt nach § 92 Abs. 5 Nr. 1, Abs. 6 Nr. 1 HGO im 

Rechtssinne noch zu einem ausgeglichenen Haushalt. 

In den Finanzrechnungen ergab sich folgendes Bild:  

 

 

IV. Haushaltsplan 2027 

 

Zu den im Entwurf vorgeschlagenen Festlegungen im Haushaltsplan im Einzelnen: 

 

Berechnung und Verwendung der Finanzausgleichsmasse (Einzelplan 17, S. 121) 

Die vorgeschlagenen Festsetzungen zur Dotierung der Finanzausgleichsmasse 2027 

entsprechen mit 7.532 Mio. Euro der gesetzlichen Vorgabe aus § 70a HFAG. Auch wenn 

bei der Dotierung der Finanzausgleichsmasse ein leichter Aufwuchs (und keine Kürzung) 

erfolgt, so versteht sich doch aufgrund der vorgehend dargestellten finanziellen 

Entwicklung, dass diese Dotierung evident unzureichend ist. 

Zum anderen müssen wir daran erinnern, dass die Städte und Gemeinden die Mittel für das 

Programm Starke Heimat Hessen (483 Mio. Euro) sowie Städte, Gemeinden und 

Landkreise mit Krankenhaus- und Solidaritätsumlage (354,3 Mio. Euro) über 11% der 

Finanzausgleichsmasse selbst aufbringen bzw. – soweit eine Entnahme aus der Rücklage 

Heimatumlage erfolgt (s. dazu Einzelplan 17 S. 26) – bereits aufgebracht haben. 
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Die Zuführungen aus dem Einzelplan 08 zu den Betriebskosten für Tageseinrichtungen für 

Kinder (381,8 Mio. Euro) und zur Mitfinanzierung der Freistellung vom Elternbeitrag (186 

Mio. Euro) sind deutlich zu niedrig. Soweit es die Betriebskostenzuweisungen anbelangt, 

enthalten diese auch Zahlungen für den konnexitätsgerechten Ausgleich von 

Personalausstattungsvorgaben des Landes. Hier haben die Kommunalen Spitzenverbände 

bereits vergangenes Jahr eine Anpassung an die reale Kostenentwicklung dringend 

angemahnt. Fach- und Finanzressort sind dazu trotz mehrmaliger Aufforderungen und 

Bitten noch nicht ins Gespräch mit den Kommunalen Spitzenverbänden gegangen. Das ist 

aber dringend erforderlich und muss in geänderte Festsetzungen im Haushaltsplan 

münden. 

Gleiches gilt für die Mitfinanzierung der Freistellung vom Elternbeitrag. Hier muss eine 

Festlegung des Pauschalbetrags nach § 32c Abs. 1 Satz 1 HKJGB erfolgen. Diese muss 

die tatsächliche Kostenentwicklung berücksichtigen. Begleitend muss das Land in § 32c 

Abs. 2 HKJGB Kommunen und Kita-Trägern mehr Freiräume zur Erhebung von Teilnahme- 

und Kostenbeiträgen geben, indem § 32c Abs. 2 Nr. 2 HKJGB ersatzlos gestrichen wird. 

Das würde erlauben, nach den örtlichen Bedürfnissen auch höhere Entgelte von den Eltern 

zu erheben, wobei diese aufgrund bundesgesetzlicher Vorgabe nicht annähernd 

kostendeckend sein dürfen (vgl. § 90 SGB VIII). 

 

Verwendung der Finanzausgleichsmasse (Einzelplan 17, S. 122 ff.) 

Bei der Verwendung der Finanzausgleichsmasse erfolgt deutlich überwiegend eine 

Verwendung als Allgemeine Finanzzuweisungen, darunter ganz überwiegend wiederum 

Schlüsselzuweisungen. Deren Aufteilung auf die kommunalen Gruppen folgt 2027 aus den 

Vorgaben des § 70b HFAG. 

Bei den Besonderen Finanzzuweisungen fällt die Umstrukturierung der Zuweisungen nach 

Ziff. 2.2.9 bis 2.2.11 auf, die auf Grundlage des HKJGB erfolgen. Insgesamt erhöhen sich 

die Zuweisungen in diesem Bereich aber nur in geringem Umfang. Insoweit wird auf die 

diesbezüglichen Ausführungen zur Berechnung der Finanzausgleichsmasse und den 

Zuführungen aus dem Einzelplan 08 verwiesen. 
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V.  Die politischen und gesellschaftlichen Folgen einer unzureichenden 

Kommunalfinanzierung 

Die dramatische Finanzlage der hessischen Kommunen hat längst eine Dimension erreicht, 

deren Folgen weit über die kommunalen Haushalte hinausreichen. Die finanziellen 

Handlungsspielräume schwinden, während die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger 

an einen leistungsfähigen Staat unverändert hoch bleiben. Die Auswirkungen dieser 

Entwicklung werden zunehmend vor Ort sichtbar und treffen die Menschen unmittelbar in 

ihrem Alltag. 

Dabei entsteht eine politisch kaum noch vermittelbare Situation. Auf der einen Seite steigen 

die finanziellen Belastungen der Bürgerinnen und Bürger, insbesondere durch die vielerorts 

notwendigen Erhöhungen der Grundsteuerhebesätze sowie weiterer kommunaler Steuern 

und Gebühren. Auf der anderen Seite müssen Städte, Gemeinden und Landkreise ihr 

Leistungsangebot zunehmend einschränken, öffentliche Einrichtungen schließen oder 

deren Öffnungszeiten reduzieren und dringend erforderliche Investitionen zurückstellen. 

Diese Entwicklung ist geeignet, das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit und Verlässlichkeit 

staatlicher Institutionen erheblich zu beeinträchtigen. 

In einer besonders schwierigen Lage befinden sich dabei die politisch Verantwortlichen vor 

Ort. Ehrenamtliche Mandatsträgerinnen und Mandatsträger ebenso wie hauptamtliche 

kommunale Verantwortungsträger müssen Entscheidungen treffen und gegenüber der 

Bevölkerung vertreten, deren Ursachen sie vielfach kaum beeinflussen können. Sie stehen 

vor der Aufgabe, gesetzlich vorgegebene Leistungen zu finanzieren, steigende Ausgaben 

aufzufangen und gleichzeitig den Haushaltsausgleich sicherzustellen. Die dafür 

erforderlichen finanziellen und rechtlichen Rahmenbedingungen werden jedoch maßgeblich 

auf Bundes- und Landesebene bestimmt.  

Angesichts der gegenwärtigen politischen Entwicklungen müssen diese Warnzeichen 

besonders ernst genommen werden. Gerade in Zeiten zunehmender gesellschaftlicher 

Polarisierung kommt der kommunalen Ebene eine herausragende Bedeutung für die 

Stabilität unserer demokratischen Ordnung zu. Die Städte, Gemeinden und Landkreise sind 

der Ort, an dem staatliche Handlungsfähigkeit unmittelbar erlebt und politische 

Entscheidungen besonders konkret wahrgenommen werden.  

Die Kommunalen Spitzenverbände appellieren deshalb eindringlich an den Hessischen 

Landtag und die Landesregierung, die politische Tragweite der kommunalen Finanzkrise 

anzuerkennen. Die Verantwortung für eine auskömmliche Finanzausstattung darf nicht auf 

die kommunalen Entscheidungsträger abgewälzt werden. Bund und Land müssen die 
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Voraussetzungen dafür schaffen, dass die kommunale Selbstverwaltung ihren 

verfassungsrechtlichen Auftrag erfüllen kann, ohne die eigene Bevölkerung fortwährend 

stärker belasten und zugleich Leistungen abbauen zu müssen. Der Landeshaushalt 2027 

muss sich auch daran messen lassen, ob er einen wirksamen Beitrag zur Überwindung 

dieser Entwicklung leistet. Die finanzielle Handlungsfähigkeit der Kommunen ist eine 

wesentliche Voraussetzung für das Vertrauen in den Staat und die Akzeptanz 

demokratischer Entscheidungen.  

 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 

Gez. 
 
 

Gez. Gez. 

Holger Hinkel 
Direktor 

Dr. David Rauber 
Geschäftsführer 

Dr. Michael Koch 
Geschäftsführer 

 


